
Inhaltläge der Regelung der Rechte der Gewerkschaften in 
Art. 44, 45 der Verfassung in Verbindung mit §§ 5, 
7, 40 GBA, durch Mitwirkung an der Gestaltung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen die Interessen der 
Werktätigen wahrzunehmen, hat daher die in den Ur­
teilen Ua 4/68 und Ua 7/70 enthaltene Feststellung prin­
zipielle Bedeutung, daß Rechtsgrundlage des Lohnan­
spruchs der Werktätigen grundsätzlich der für den Be­
trieb zutreffende Rahmenkollektivvertrag mit seinen 
lohnrechtlichen Bestimmungen ist, weil hierin im kon­
kreten Fall die Mitwirkung der Werktätigen durch die 
Gewerkschaften an der Gestaltung ihrer wichtigsten 
Lebensverhältnisse zum Ausdruck kommt.

Das ist geltendes Recht und als solches gerade und 
nicht zuletzt mit Hilfe der Rechtsprechung durch ge­
sellschaftliche und staatliche Gerichte durchzusetzen. 
Diesen Standpunkt hat das Oberste Gericht seit der 
Bildung des Senats für Arbeitsrechtssachen am 1. Juli 
1961 in einer Vielzahl von zumeist veröffentlichten 
Entscheidungen vertreten. Es besteht um so weniger 
Anlaß, hiervon abzugehen, als die Durchsetzung dieses 
Standpunktes dazu beiträgt, die von Walter U l b r i c h t  
auf der 15. Tagung des Zentralkomitees der SED erho­
bene Forderung zu erfüllen, die Rechte und die Ver­
antwortung der Gewerkschaften bei der Gestaltung der 
sozialistischen Rechtsordnung in der lebendigen Praxis 
zu stärken (Die politische Vorbereitung des VIII. Par­
teitages, Berlin 1971, S. 58).

5. Schon aus diesem Grunde hätte das Bezirksgericht 
bei der Entscheidung nicht stillschweigend am Rah­
menkollektivvertrag als Rechtsgrundlage der streitigen 
Lohnansprüche des Werktätigen Vorbeigehen dürfen. 
Noch weniger hätte es aber seine Entscheidung hier­
über auf eine Werkleiteranordnung als vermeintliche 
Rechtsgrundlage stützen dürfen. Seinen Ausführungen 
im Urteil zufolge gesteht das Bezirksgericht dem Be­
triebsleiter innerhalb seines Bereichs eine originäre, 
von den Gesetzen und anderen Rechtsvorschriften un­
seres Staates unabhängige Rechtssetzungsbefugnis zu. 
Es befindet sich dabei in sachlicher Übereinstimmung 
mit Darlegungen in „Arbeitsrecht der DDR" (Berlin 1970, 
2. Aufl., S. 105/106), wonach der Betriebsleiter in Aus­
übung des Weisungsrechts durch grundsätzliche An­
weisungen als Ergebnis' rechtsschöpferischer und 
rechtssetzender Tätigkeit arbeitsrechtliche Normativ­
akte erläßt, mit denen Rechtsnormen geschaffen wer­
den, die allen anderen Rechtsnormen und sogar allen 
anderen gesetzlichen Bestimmungen vergleichbar seien.
Hier wie dort stehen Grundfragen des demokratischen 
Zentralismus, insbesondere auf dem Gebiet des Rechts, 
und seiner Durchsetzung mit Hilfe des Rechts 
in Frage. Nicht bestritten wird die Befugnis des Be­
triebsleiters, in Ausführung der Gesetze und anderen 
Rechtsvorschriften (vgl. Art. 89 der Verfassung) und 
zur näheren Ausgestaltung der darin enthaltenen, im 
Verhältnis zwischen Betrieb und Werktätigen gelten­
den beiderseitigen und wechselseitigen Rechte und 
Pflichten innerhalb seines Bereichs arbeitsrechtliche 
Normativakte zu erlassen. Bestritten werden muß aber, 
daß es sich hierbei um eine rechtssetzende Tätigkeit 
des Betriebsleiters handelt, deren Ergebnis Rechtsnor­
men sind, die nicht nur selbständig und gleichrangig 
neben den von anderen dazu befugten Organen ge­
schaffenen Rechtsnormen stehen, sondern darüber hin­
aus ihnen gegenüber g g f .  sogar Vorrang haben. Die 
praktischen Konsequenzen dieser Auffassung macht 
das Urteil des Bezirksgerichts deutlich. Sie zu über­
winden, ist ein prinzipielles Anliegen.

Fritz K a i s e r ,
Richter am Obersten Gericht
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